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"Für eine dezentrale
Stromversorgung"

Wiechaotisch esauf dem
US-Strommarkt zugeht,
hat sichvergangene
Wochegezeigt, als

50 Millionen Menschen
i mDunkeln saßen.
Wir befragten den

grünen Stromexperten
ClaudeTurmeszur

Versorgungsstabilitätin
der EUundzu den Folgen

der Liberalisierung.
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woxx: Nach dem großen
Stromausfall in den USA
versichernunsdieExperten
reihenweise, ein solches
Blackout könne es in Euro-
panicht geben.
Claude Turmes: Dass dies

in Europa nie passierenkönn-
te, ist nicht ganzrichtig. Wahr
ist allerdings, dass in Europa
dieInvestitionenindieStrom-
netz-Infrastrukturen viel hö-
her sind. Darüber hinaus ist
die Stromversorgung i m All-
gemeinen viel dezentraler or-
ganisiert als in Nordamerika.
Viele kleine Produktionsein-
heiten nahe am Ort des Ver-
brauchs verringern die Ab-
hängigkeit von den großen
Verbindungsleitungen. Das
Wegbrechen von drei solcher
Leitungenscheint ja die Ursa-
che des großen Blackouts ge-
wesenzusein.
Innerhalb der EUist Frank-

reich wohl das Land, in dem
ein solches Szenario am
wahrscheinlichsten ist. Die
Produktionskapazitäten sind
stark konzentriert, und der
größte Teil des Stroms
kommt aus AKW. Bei einem
Netzzusammenbruch müssen
die Atomreaktoren herunter-
gefahren werden, undes kann
Wochen dauern, bis sie wie-
der ans Netz können. Ganz zu
schweigen von dem Risiko:
Während der Strompanne
müssendieAKWmit Hilfevon
Notaggregaten gekühlt wer-
den. Was, wenn diese Aggre-
gate nicht funktionieren, wie
das bei Kontrolleninden USA
mehrfachfestgestellt wurde?
Ein Teil der Kommenta-

torInnen sieht die Schuld
amDesaster in der Deregu-
lierung der US-Stromwirt-
schaft in den 90ern. Ist die
EU mit der Liberalisierung
ihres Strommarktes auf
demfalschen Weg?
Die Liberalisierung ist in

gewissem Sinne ein Va-ban-
que-Spiel. Vor allem, wennsie
nicht verbundenist mit einer

Re-Regulierung. Denn
ein marktorientiertes
Systembraucht mehr
Regeln als ein Mono-
pol-System. Die erste
EU-Direktive von
1997 hat den Markt
geöffnet, fast ohne
Regeln vorzugeben.
DiezweitenDirektive,
für die ich Berichter-
statteri mEuropapar-
lament war, und über
die jetzt eine Eini-
gung erzielt wurde,
stellt den Versuch
dar, zu regulieren.
Zum Beispiel wurde
die Rolle der nationa-
len Regulierungs-
behördenverstärkt.
Es wird ange-

führt, Investitionen
in neue Leitungen
seien in den USA
wirtschaftlich unin-
teressant. Wie sieht
dasinderEUaus?

Aufgrund des Drucks des
Parlaments wurde eine dies-
bezügliche Regelung in die
Direktive aufgenommen. Die
Regulationsbehörden, die die
Stromdurchleitungstarife

festlegen, müssen genug fi-
nanziellen Spielraum lassen
für Investitionen in die Netz-
infrastruktur. Sie können
Netzbetreiber auch dazu
zwingen, besti mmte Investi-
tionenvorzunehmen.
Meine persönliche Mei-

nungist, dass Netzeinöffent-
lichem Besitz sein sollten.
Das Risiko, dass Privatfirmen
jahrelang herumwursteln bis
esamEndeknallt, ist zugroß.
Bei der Umsetzung der Direk-
tive in Luxemburg müssen
wir sicherstellen, dass die
Netze i m Besitz der Gemein-
den und der Cegedel bleiben
und nicht an Großkonzerne
verkauft werdenkönnen.

Die Liberalisierung
ist ein Va-banque-
Spiel. Wichtigist
eine Re-Regulie-
rung. Ein markt-
orientiertes System
braucht mehr Regeln
als ein Monopol-
System.
Esgibt auchStimmen, die

meinen, die Deregulierung
indenUSAsei nicht weitge-
nuggegangen. Die Reste der
alten Monopolein den Bun-
desstaaten sträubten sich
gegen mehr Verbindungslei-
tungen.
Gut organisierte Verbin-

dungen und schneller Infor-
mationsaustausch zwischen
Netzbetrieben sind wichtig.
In Europa hat es bereits vor
der Liberalisierung eine Zu-
sammenarbeit zwischen den
einzelnen Staaten gegeben.
Per Vertrag ist geregelt, wer

wo i m Notfall einspringt.
Richtig ist auch, dass wenn
schon auf Marktmechanis-
menzurückgegriffen wird, das
auch konsequent getan wer-
den sollte. So gehören die
wirtschaftlichen Akteure für
Stromerzeugung, Netzverwal-
tung und Stromverkauf vonei-
nander getrennt. Alles andere
führt zu Wettbewerbsverzer-
rungen, zum Beispiel weil
Stromproduzenten, diegleich-
zeitig i m Besitz des Netzes
sind, versuchen, konkurrie-
rendenErzeugern denZugang
zuerschweren.
Es heißt auch, schuldam

Mangel an Leitungen und
Erzeugungskapazitäten sei-
en die Nimbys und die Um-
weltschützerInnen, die we-
der Strommasten noch
AKWwollten.
Das Problem vergangene

Woche war nicht, dass es
nicht genug Kraftwerke gab.
Die Stromerzeugungskapa-
zität war nur zu 70 Prozent
ausgelastet. Und amVorwurf,
es gebe nicht genug Leitun-
gen, hängt die Frage nach der
Organisation des Stromsys-
tems, auchfür die EU: Wollen
wir unbedingt ein System mit
einer kleinen Zahl von Groß-
kraftwerken, mit viel Handel
undvielenHochspannungslei-
tungen? Das ist ökologisch
ungünstig und seiner Natur
nach unstabiler. An demTag,
woinder EUgroßeStrommas-
sen zwischen Schweden und
Griechenland hin und her ge-
handelt und geleitet werden,
bekommen wir ähnliche Prob-
leme wie die USA.
Wenn es gesellschaftlich

nicht durchsetzbar ist, ein
dichtes Netz von Hochspan-
nungsleitungen anzulegen,
warum nicht die Alternative
einer dezentrale Versorgung
wählen, die sowieso unter
ökologischen Gesichtspunk-
ten wünschenswert ist? Man
sollte viele kleine und mittel-
große, dezentrale Produk-
tionsanlagen dort errichten,
wo der Strom verbraucht
wird. Ein liberalisiertes Sys-
tem kann in die eine oder
andere Richtung orientiert
werden.
Warumüberhaupt libera-

lisieren, wenndasSystemin
Europa nochrelativ dezent-
ral ist? Wäre eine öffentli-
che Planungfür einen auf
Langfristigkeit ausgerichte-
ten Wirtschaftssektor nicht
sinnvoller?
In den USAhaben wir eine

fatale Mischung: Konzentra-
tion auf Großkraftwerke und
Fehlen von Regeln und Me-
chanismen der Zusammenar-
beit. Doch es wäre einIrrtum
anzunehmen, monopolisti-
sche Systeme seien automa-
tisch besser, wie man am
zentralisierte System Frank-
reichs sieht.
Auf der anderen Seite kön-

nen Marktmechanismen
durchaus zu einemdezentra-

len Stromsystem führen,
wenn die Rahmenbedingun-
gen sti mmen. Gewiss, eine li-
beralisierte Stromwirtschaft
macht die Planung schwierig.
Doch staatliche Monopole
schützenauch nicht vor Fehl-
planungen, wie das Beispiel
des "tout nucléaire" zeigt. Zu-
sätzlich zu den Marktmecha-
nismen braucht es einen ge-
setzlichen Rahmen, der ge-
zielt eine dezentrale Stromer-
zeugungfördert.
Den Initiatoren der EU-
Stromliberalisierung

schwebtevor, vondenregio-
nalen Vorteilen bei der
Stromerzeugung, zum Bei-
spiel Wasserkraftpotenzia-
len, zu profitieren. Warum
sollte man imZeitalter der
Globalisierung eine dezent-
rale, fast autarke Stromver-
sorgunganstreben?
Dezentralisierung ist kei-

neswegs altmodisch. Ähnlich
wie bei der Datenverarbei-
tung die Entwicklung vom
Mainframe zum Tisch-PC
ging, eröffnendieneuenTech-
nologien zur Stromerzeugung
andere Möglichkeiten als
noch vor ein paar Jahrzehn-
ten. Mikroturbinen, Brenn-
stoffzellen und Fotovoltaikan-
lagen ermöglichen eine de-
zentraleProduktion. Inder EU
müssenjetzt die Weichen ge-
stellt werden - in den kom-
menden 15 Jahren wird fast
die Hälfte der europäischen
Stromerzeugungsanlagen er-
setzt.

Wenn dasZiel der
EU-Liberalisierung
ist, den Stromkurz-
fristig möglichst
billig zu machen,
dann wird esein
bösesErwachen
geben.
DurchdieLiberalisierung

sollte doch vor allem, dank
Vernetzung und Konkur-
renz, derStrombilliger und
die EU-Wirtschaft wettbe-
werbsfähiger werden.
Ein liberalisiertes System

benötigt Kostenwahrheit. Mit
kleinen, umweltfreundlichen,
dezentralen Anlagen erparen
wir uns die Rieseninvestitio-
nen in Hochspannungsleitun-
gen. Wenn die Öffnung des
EU-Strommarktes dazuführen
soll, dass der Stromkurzfris-
tig möglichst billig wird, wie
unter anderem die Großin-
dustrie das möchte, dann
wird es ein böses Erwachen
geben.
Werden die Stromkonzer-

ne, dienochimmerdasGros
des EU-Strommarktes kon-
trollieren, sich nicht dem
Ziel der Errichtung eines
dezentralen Systems wider-
setzen?
Das hängt von den politi-

schen Entscheidungen ab.
Der gesetzliche Rahmen der
Liberalisierung kann so ge-
setzt werden, dass diegroßen
Akteure quasi gezwungen
werden, dezentral zu bauen.
Die Konzerne sehen das na-
türlich nicht gerne. In
Deutschland haben die Groß-
firmen in den vergangenen
fünf Jahren sechs Prozent
Marktanteil an mittelständi-
sche Produzenten verloren,
weil letztere massivin erneu-
erbare Energieninvestiert ha-

ben. Die große Gefahr bleibt,
dass amEnde der Liberalisie-
rung statt Monopolen Oligo-
polestehen.
Wird die zweite EU-Direk-

tive diese Entwicklung ver-
hindernkönnen?
Der Text geht weniger weit,

als ich mir gewünscht hätte.
Als Berichterstatter hatte Ich
vorgeschlagen, Erzeugung,
Durchleitung und Verkauf von
Stromstreng zutrennen, was
die Großkonzernejeweils auf-
gespaltet hätte. Ausgenom-
men werden sollten die klei-
neren Stromfirmen mit bis zu
200.000 Kunden. Immerhin
wurde ein Passus in den Text
aufgenommen, dass dezentra-
le Produktionsanlagen einen
Bonus angerechnet bekom-
men für die Kosten, die sie
dem System ersparen, weil
weniger Leitungen benötig
werden.
Man wird darauf achten

müssen, was bei der Umset-
zung in nationales Recht mit
denfür die Konzerne unange-
nehmen Besti mmungen pas-
siert. Schli mmstenfalls wird
mansie vor Gericht einklagen
müssen.
Um auf die Abwendung

von Stromausfällen, also
die Stabilität der Versor-
gung zurückzukommen:
Welche Vorgaben macht die
DirektiveindiesemBereich?
Daist kaumetwas vorgese-

hen. Ich habe während der
Verhandlungen über den Text
versucht, dieses Risiko zu
thematisieren. Doch Jahr-
zehnte lang hat es in Europa
keine massiven Stromausfälle
mehr gegeben, zwei wichtige
Vorschläge in Sachen Versor-
gungsstabilität sind auf der
Strecke geblieben. Die Ereig-
nisse in den USA, und, in ei-
nem geringeren Ausmaß, in
Italien, solltenein Grundsein,
die Direktive nachzubessern:
Man sollte Reservekapazitä-
ten vorschreiben und Maß-
nahmen zumStromsparen zu
ergreifen.
ZumBeispiel war einer der

Auslöser der Versorgungspro-
bleme in Italien und Frank-
reich diesen Sommer, dass
binnen Wochen Zehntausen-
de neuer Kli maanlagen ans
Netz gegangen sind. Weil es
keine EU-Standardsfür Kli ma-
anlagen gibt, sind darunter
vieleineffiziente Produkte mit
hohem Verbrauch. Ökono-
misch wie ökologisch ist es
absurd, i mmer mehr Stromzu
erzeugen und durchzuleiten,
wenn wir eigentlich mit be-
scheidenemAufwanddenVer-
brauchstabilisierenkönnten.

Interview: RaymondKlein,
19.8.03

Claude Turmesist grüner
Abgeordneterim

Europaparlament und
war Berichterstatterfür

die zweite Strom-
liberalisierungsdirektive.


